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Stadtplanungsamt Kiel, 14.06.2000 

Städtebauliche Begründung zum Bebauungsplan Nr. 859 

Baugebiet: Kiel-Mitte, zwischen Saarbrückenstraße, Theodor-Heuss-Ring, 
Winterbeker Weg· 

1. Planungsanlaß und Planungserfordernis

Mit dem Bebauungsplan Nr. 859 sollen im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Ent­
wicklung .die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Erweiterung der Verkaufsflä-
chen des SB-Warenhauses PLAZA um 6.000 m2 auf insgesamt 22.000 m2 Verkaufsfläche 
geschaffen werden. 

Daneben soll mit einer verbesserten Zufahrt von der Saarbrückenstraße und einer Anbin­
dung des Winterbeker Weges an den Theodor-Heuss-Ring das vorhandene Sondergebiet 
des PLAZA-Marktes besser erschlossen werden: Die Verbindung von Winterbeker Weg 
und Theodor-Heuss-Ring ermöglicht zudem eine bessere Verkehrsanbindung des Kieler 
Sü�-Westens Richtung Rendsburger Landstraße/Wulfsbrook an das übergeordnete Stra­
ßennetz: 

Für den Bereich zwischen der Südgrenze des Winterbeker Weges und der südöstlichen 
Bebauungsplangrenze (Rampe) ist der Bebauungspl�n Nr. 859 planfeststellungsersetzend. 

Im Parallelverfahren werden die durch einen rechtlichen Formfehler unwirksam gewordenen 
Bebauungspläne Nr. 388 und Nr. 472 aufgehoben. 

2. Geltungsbereich

Das Plangebiet wird im Norden durch die umgeplante Saarbrückenstraße, im Osten durch 
den Theodor-Heuss-Ring, im Süden durch den Winterbeker Weg bzw. die Verbindungs­
rampe zum Theodor-Heuss-Ring und im Westen durch die Wohnbebauung an der Andre­
senstraße sowie die nördlichen Freiflächen begrenzt. 

3. Bestandsdarstellung

3.1 Nutzungs- und Bebauungsstruktur · 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 859 umfaßt den gesamten Geltungsbereich des 
unwirksamen Bebauungsplanes Nr. 472, der planungsrechtliche Voraussetzung für die Er­
richtung des bestehenden SB-Warenhauses PLAZA war. Die heutige Zufahrt zum SB­
Warenhaus sowie ein Teil der östlich daran anschließenden Waldfläche liegen im östlichen 
Geltungsbereich des ebenfalls unwirksamen Bebauungsplanes Nr. 388. Die planungsrecht­
lichen Festsetzungen beider Bebauungspläne sind ungeachtet ihrer formalen Unwirksam­
keit in materieller Hinsicht überholt. 

Das Plangebiet wird durch den Baukörper des SB-Warenhauses PLAZA mit einer derzeiti­
gen Verkaufsfläche von 15.700 m2 sowie den dazugehörigen Stellplatzflächen geprägt. Der 
·gesamte Bereich ist bis auf die nördliche Waldfläche sowie kleinere Böschungsanpflanzun­
gen .. im Randbereich vollständig versiegelt.
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3.2 Erschließung 

Die äußere Erschließung des SB-Warenhauses erfolgt vorwiegend über die nördliche Zufahrt 
von der Saarbrückenstraße und nur untergeordnet über den Winterbeker Weg. 

Die innere Erschließung erfolgt über eine das Warenhausgebäude umrundende betriebsei­
gene Einbahn-Straße, die an der Westgren.ze des SO-Gebietes zu Lärmbeeinträchtigungen
der benachbarten Wohnbebauung führt. Die geplante Erweiterung des SB-Warenhauses 
erf�rdert zum einen eine verbesserte äußere Verkehrsanbindung als auch eine Neustruktu­
rierung der inneren Erschließung, die zu einem verbesserten Betriebsablauf, einer besseren 
Kundenzufahrt und zu einer Lärmminderung an . der Wohnbebauung führt. 

3.3 Grün- und Freiflächen 

· Im Norden des Bebauungsplangebietes befindet sich eine nach Landeswaldgesetz (LWaldG)
geschützte ca. 7.200 m2 große Waldfläche. Im Südwesten des Bebauungsplangebietes liegt
ein nach § 15 b Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) geschützter Knick. Schmale mit
Sträuchern und Einzelbäumen bewachsene Grünstreifen säumen das Sondergebiet an sei­
ner Süd- ünd Ostgrenze ein. Südlich des Winterbeker Weges befindet sich eine Ruderalflur.
Im Winterbeker Weg stehen beidseitig großkronige Alleebäume.

4. Planungsvorgaben

. Im gültigen Flächennutzungsplan (FNP) von 1970 ist das geplante SO-Gebiet als Sonder­
baufläche, die nördliche Waldfläche noch als Verkehrsfläche dargestellt. Im Entwurf zum 
neuen .FNP wird das geplante SO-Gebiet ebenfalls als Sonderbaufläche - Großflächiger Ein­
zelhandel - und die Waldfläche als Grünfläche dargestellt. Der Bereich der geplanten Rampe 
ist als Fläche für deri überörtlichen Verkehr und für die örtlichen Hauptverkehrszüge darge­
stellt. 

Durch Beschlüsse der Ratsversammlung im Jahre 1992 zu den städtebaulichen Rahmenplä­
nen Kiel-Hasse und südliche Innenstadt wurde der Generalverkehrsplan von 1988 um den 
Anschluß des Winterbeker Weges an die B 76 (Theodor-Heuss-Ring) ergänzt. Er stellt die 
Verbindung der Einzugsbereiche Rendsburger Landstraße bzw. Wulfsbrook zum übergeord­
neten Straßennetz her. In der Sitzung der Ratsversammlung am 11.06.1998 wurde unter 
anderem folgende Straßenbaumaßnahme beschlossen: Als erster von drei Bauabschnitten 
eine Verbindungsrampe (Südwest) einschließlich des Winterbeker Weges zwischen Brücke 
über die B 76 (westliches Widerlager) und Andresenstraße. 

5. Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 859

5.1 Bauliche Nutzung und Gestaltung 

Der Bebauungsplan mit einer Gesamtfläche von ca. 7;3 ha weist das bestehende Warenhaus 
mit seinen Erweiterungs- und Stellplatzflächen sowie den Tankstellenbereich als Sonderge­
biet Großflächiger Einzelhandel mit der Zweckbestimmung SB-Warenhaus aus. Es ist vorge­
sehen, in einem Gesamtkonzept das bestehende SB-Warenhaus um ca

_. 
6.000 m2 Verkaufs­

fläche auf, insgesamt 22.00Q m2 Verkaufsfläche zu erweitern. Neben der Erweiterung der 
Verkaufsfläche ist mit der Umgestaltung der Funktionsbereiche insbesondere für die Kunden 
z. B. durch eine geplante Passage auch eine ·gestalterische Aufwertung des bisherigen Ge­
bäudes geplant. Nördlich des SB-Warenhauses schließt die vorhandene Tankstelle mit da-
zugehörigen Nebeneinrichtungen an, die kleinere Erweiterungsflächen nach _Süden erhält.
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In dem Gutachten zur Entwicklung des Einzelhandels der Landeshauptstadt von 1996 wird 
eine Verkaufsflächenerweiterung des bestehenden SB-Warenhauses PLAZA bis zu. 6.000 m2 
aus städtebaulicher und wirtschaftlicher Sicht als tragfähig für den Kieler Einzelhandel er­
achtet. Mit der vorliegenden verbindlichen Bauleitplanung werden die Ziele, einer ausreichen­
den Nahversorgung sowie die eines funktionierenden Zentrengefüges gewahrt bleiben.

Die maximal zulässige überbaubare Fläche beträgt 32.900 m2 (einschl. Parkhaus). Die ma­
ximal zulässige GRZ von 0,6 darf für bauliche Nebenanlagen, Stellplätze und deren Zufahr­
ten bis zu 0,9 überschritten werden, da über den heutigen Bestand keine weitere Versiege­
lung durch den Bebauungsplan ermöglicht wird und durch die geplante überwiegende Ein­
hausung der Stellplätze eine städtebauliche Verbesserung vorgenommen wird.

Eine Festsetzung von Vollgeschossen im Sondergebiet ist bis auf den Tankstellenbereich 
aufgrund der vorliegend gewerblichen Nutzungsstrukturen und den daraus resultierenden 
spezifischen Ansprüchen an die Baukörper nicht ausreichend. Daher wurden für die über­
baubaren Flächen des Sondergebietes Höhenbegrenzungen vorwiegend in Metern festge­
setzt, um ein städtebaulich verträgliches Einfügen der geplanten Baukörper in die Umgebung 
zu gewährleisten.

Für den überwiegenden Teil des bestehenden Baukörpers des SB-Warenhauses ist eine 
maximal zulässige Gebäudehöhe von 8 m festgesetzt, die im wesentlichen der Bestandsho­
he entspricht. Für die nördlichen Erweiterungsflächen und das Parkhaus wurden maximal 
zulässige Gebäudehöhen von 15 m und für die vorgesehene Passage von 20 m festgesetzt. 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe für den bestehenden Verwaltungstrakt im Süden des 
Gebäudekompiexes wurde mit 17 m festgesetzt. Eine optische Beeinträchtigung benachbar­
ter Nutzungen z. B. durch Verschattung wird durch diese Höhenfestsetzungen nicht erfolgen.

Die bisher offene Rampe zum Parkdeck im Westen des Baukörpers wird eingehaust, was zur 
Minderung der dortigen Lärmemissionen zur benachbarten Wohnbebauung beitragt. Be- 
Schränkungen für Werbeanlagen sollen optische sowie lärm- bzw. lichtbezogene Beeinträch­
tigungen vermindern.

5.2 Erschließung

Die äußere Erschließung des Gebietes erfolgt künftig über eine verbreiterte Zufahrt von der 
Saarbrückenstraße sowie über den ausgebauten Winterbeker Weg bzw. eine neue Verbin­
dungsrampe vom Winterbeker Weg zum Theodor-Heuss-Ring. Die künftige südliche Grund- 
stückszufahrt zum SO-Gebiet wird entsprechend der Einmündung der Rampe in den Winter­
beker Weg um 30 m nach Nordosten verschoben. Durch die neue Verbindungsrampe wird 
der abfließende üefer- und Kundenverkehr direkt an das überörtliche Verkehrsnetz ange- 
schlossen. Mit dem geplanten Bau einer zweiten Verbindungsrampe nördlich des Theodor- 

.Heuss-Ringes, die Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens Nr. 771 a, T Änderung ist, 
wird künftig auch der Zielverkehr (insbesondere der Schwerverkehr) zum SO-Gebiet an das 
überörtliche Verkehrsnetz angeschlossen. Durch die Errichtung, beider Rampen werden der 
nördliche Winterbeker Weg sowie die angebundenen Nebenstraßen vom gebietsfremden 
Durchgangsverkehr entlastet und der Kieler Süd-Westen Richtung Rendsburger Landstra- 
ßeAA/ulfsbrook besser an das übergeordnete Straßennetz angebunden.

Die innere Erschließung erfolgt nicht mehr wie bisher über das betriebseigene ™"g^ß®n- 
System, sondern nur noch über die verbreiterte östlich des Baukorpers gelegene Betriebs­
straße. Bis auf die Zufahrten zu den Stellplatzanlagen im nordwestlicher'Bereich desSO- 
Gebietes wird die West-Umfahrt für üefer- und Kundenverkehr aufgehoben. Dort verbleibt 
lediglich eine 4 m breite Rad- und Gehwegverbindung, die auch als Rettungsweg dient.

Die bisherigen ebenerdigen Stellplätze im Norden des Baukörpers werden durch eine neue 
Stellplatzanlage (Parkhaus) in vier Ebenen ersetzt, die zusammen mit den ebenerdigen
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Stellplätzen westlich und östlich des Baukörpers sowie dem bestehenden Parkdeck oberhalb 
des Warenhauses den erforderlichen Stellplatzbedarf deckt. 

5.3 Grün- und Freiflächen 

Durch die Erweiterung des SB-Warenhauses we,rden nahezu keine zusätzlichen Flächen 
versiegelt. Im Bereich der geplanten Rampe ist ein erheblicher Eingriff in Natur und Land­
schaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes vorgesehen, so daß neben der für das ge­
samte Bebauui,gsplangebiet vorgenommenen Bilanzierung zusätzlich für den Rampenbe­
reich ein Grünordnungsplan (GOP) erstellt wurde, der unter anderem Aussagen zur nicht 
abwägungsfähigen Ausgleichsregelung gemäß § 8 BNatSchG trifft. Der für Planfeststel­
lungsvertahren bzw. planfeststellungsersetzende Bebauungspläne anzuwendende § 8 
BNatSchG läßt hier eirie Abwägung nicht zu. Der Ausgleich muß zu 100 % ausgeführt wer­
den. Der GOP zum Bebauungsplan ist ein abgeleiteter Teilausschnitt des für einen grö"ßeren 
_ Bereich des Winterbeker Weges erstellten umfassenden landschaftspflegerischen Begleit­
planes. Die planungsrelevanten Aussagen des GOP wurden, soweit erforderlich, in den Be-
bauungsplanentwurt übernommen. Der GOP wird parallel zum Bebauungsplan aufgestellt. 

Die nach LWaldG geschützte Waldfläche im Norden des SO-Gebietes sowie der im Süd­
westen des SO-Gebietes befindliche nach § 15 b LNatSchG geschützte Knick wurden ent­
sprechend festgesetzt bzw. nachrichtlich übernommen. Kleinere Eingriffe in die Waldfläche 
werden nac� der Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Kiel ausgeglichen. 

Neben der Ausweisung von Einzelbäumen wurden einzelne öffentliche Grünflächen mit ·der 
Zweckbestimmung Straßenbegleitgrün sowie Flächen zur Erhaltung und Anpflanzung von 
Bäumen und Sträuchern im Bereich der Grünstreifen an den Außenrändern des SO­
Gebietes festgesetzt. Zur optischen Abschirmung bzw. Eingrünung gegenüber der Wohnbe­
bauung in der Andresenstraße bzw. im Bereich der Verbindungsrampe sollen die südwestli­
chen Außenwände des SB-Marktes sowie Spundwände mit Kletterpflanzen berankt werden. 

Da der erforderliche Ausgleich nach BNatSchG nicht vollständig im Bebauungsplangebiet 
geleistet werden kann, sind zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen auf anderen stadteigenen 
Flächen vorgesehen: 

a) Pflanzung von 26 einheimischen, standortgerechten Laubb_äumen (Hochstämme mit min­
destens 20 cm Stammumfang) und 15 einheimischen, standortgerechten Laubbäumen
(Hochstämme mit mindestens 25 cm Stammumfang) außerhalb des Bebauungsplangel­
tungsbereiches am Westring zwischen Hebbelstraße und Theodor-Storm�Straße.

b) Umwandlung von Acker in extensiv genutztes Grünland außerhalb des Bebauungsplan-
geltungsbereiches im Bereich der Sammelersatzmaßnahme im Ortsteil Rönne.

Eine explizite Festsetzung der unter den Punkten a) und b) genannten Maßnahmen in einem 
externen Bebauungsplan ist nicht erforderlich, da es sich um stadteigene Ausgleichsflächen 
handelt und sich die kommunale $elbstverwaltung mit dem Satzungsbeschluß zum Bebau­
ungsplan 859 sowie mit dem Beschluß der städtebaulichen Begründung und des GOP recht­
lich bindet. 

5.4 Immissionsschutz 

Im Rahme_n eines umfangreichen Lärm.;. und Luftschadstoffgutachtens von 1999 für die Be­
reiche von drei Bebauungsplänen im Stadtteil Kiel-Hasses (756-CITTI, 859-PLAZA, 
903-IKEA) für die Landeshauptstadt Kiel durch das Ingenieur-Büro Masuch + Olbrisch wur­
den lärmtechnisch sowohl die Auswirkungen jedes einzelnen Bebauungsplanes auf dessen
Umgebung als auch die Auswirkungen· aller drei Pläne zusammen auf die gesamte Umge-

. 

. 
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bung untersucht. Für die Luftschadstoffuntersuchi.mg wurde aus technischen Gründen nur der 
.Gesamtbereich-aller drei Bebauungspläne zusammen untersucht. 

Da für den Bebauungsplan Nr. 859 und auch für die beiden anderen Bebauungspläne jeweils 
eine gesetzliche .Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist, wurde von den Gut-

. achtern neben der allgemeinen Beurteilung im Rahmen der Bauleitplanung (SB-Warenhaus 
als Anlage im Sinne des BlmSchG) auch die Gesamtluftschadstoff- und -lärmsituation be­
trachtet (auch unter Einbeziehung von Emissionsquellen, die außerhalb des Plangeltungsbe­
reiches liegen). 

Die Bewertung der Lärmimmissionen wurde, abhängig vom Untersuchungsgegenstand, nach 
den Orientierungswerten des Beiblattes 1 zur DIN 18005, Teil 1, der TA-Lärm sowie der Ver­
kehrslärmschutzverordriung (16. BlmSchV) vorgenommen. Die Bewertung der Luftschadstoff­
Immissionen wurde nach den Grenz- und Vorsorgewerten der 22. BlmSchV, der 23. 
BlmSchV; der TA-Luft sowie des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) vorgenom­
men. Ergänzend wurden künftig angestreb�e EU-Grenzwerte berücksichtigt. 

Der maßgebliche Einwirkungsbereich für Geräusche vom Grundstück des PLAZA-SB­
Marktes umfaßt die viergeschossige Wohnbebauung an der Westseite de·s Marktgrundstücks 
(Andresenstraße, Wassilystraße). Der Charakter dieses Gebietes entspricht dem eines all­
gemeinen Wohngebietes (WA). Ergänzend wurden die Immissionen aus den Anlagengeräu­
schen östlich des Theodor-Heuss-Ringes (WA-Nutiung an der Lantziusstraße) untersucht. 

5.4.1 Luftschadstoffuntersuchung 

Für den Gesamtbereich der drei Bebauungspläne fallen die Zunahmen der Gesamtbelastun­
gen für alle untersuchten Schadstoffkomponenten derartig gering aus - insbesondere gegen-

. über den großräumigen Hintergrundbelastungen -, daß eine Verschlechterung der Situation 
durch die geplanten Erweiterungen von PLAZA und CITTI sowie die Ansiedlung von IKEA 
nicht zu erwarten ist Es werden alle aktuell geltenden Grenz-, Immissions- und Prüfwerte 
(siehe oben) eingehalten. Lediglich die Vorsorgewerte des LAI für Benzol und Ruß sowie der 

- künftige EU-Grenzwert für den Jahresmittelwert von Stickstoffdioxid werden in allen Fällen
bereits durch die Hintergrundbelastung überschritten. Die Verschlechterungen durch die ge­
planten Maßnahmen fallen jedoch sehr gering aus, so daß die Umsetzung der geplanten
Maßnahme keine wahmehmt:>are Verschlechterung der Situation darstellt.

Es ist festzustellen, daß nach Umsetzung der geplanten Maßnahmen zwar eine geringe Zu­
nahme der Gesamtemissionen ·zu verzeichnen fst, die sich jedoch immissionsseitig kaum
auswirkt. Aus Sicht der Luftschadstoffbelastungen sind daher keine wesentlichen Verände-

. rungen zu erwarten, insbesondere auch keine nennenswerten Verschlechterungen. Der
Schutz der angrenzenden Wohnbebauung ist somit gewährleistet.

5.4.2 Lärmtechnische Untersuchung

Die Erhebungen zur heutigen und künftigen Lärmsituation ergaben, daß der PLAZA-Markt
auch.in künftig erweitertem Zustand die Anforderungen der TA-Lärm bezüglich der Anlagen­
geräusche vom Betriebsgrundstück sowie hinsichtlich des anlagenbezogenen Verkehrs auf
öffentlichen Straßen erfüllt und daß die Gesamtlärmsituation im· Untersuchungsgebiet von
der vorgesehenen Erweiterung des Marktes nur unwesentlich beeinflußt wird.

Am Tage ändert sich die Höhe der Immissionen aus Anlagengeräuschen vom PLAZA-Markt
in der Umgebung praktisch nicht. Der Immissionswert der TA-Lärm von 55 dB(A) tags (WA)
ist sowohl im .heutigen Zustand als auch für den künftig erweiterten Markt eingehalten. Die
vorgeschlagene Lärmschutzwand an der Westseite der Zufahrt ZL!m P?rkdeck (auf dem Dach
des Marktes) ist dabei mit einer Höhe von 3 m über dem Boden berücksichtigt. Bei einer
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Wandhöhe von 2 m wird der Richtwert von 55 dB(A) am angrenzenden Wohngebäude 
Andresenstraße 16 in den oberen Geschossen um 1 dB(A) überschritten. 

Während der lautesten Nachtstunde wird der WA-Richtwert von 40 dB(A) am Wohngebäude 
Wassilystraße 34 künftig um 2 dB(A) überschritten, wenn in einer- Stunde sowohl 50 Pkw 
tanken als auch die Benzinanlieferung erfolgt. Für jeden der beiden Vorgänge allein ist der 
Richtwert eingehalten. Zudem liegt der Fremdgeräuscheinfluß aus Verkehrslärm an diesem 
Immissionsort mit 51.dB(A) um etwa 10 dB(A) über dem Pegel der Anlagengeräusche. 

Weitere Richtwertüberschreitungen nachts (um 4 bis 8 dB(A)) treten westlich der Ladezone 
Süd (Andresenstraße 2 und 4) auf, wenn Ladearbeiten und Lieferverkehr vor 06.00 Uhr mor­
gens stattfinden. Die Anlagengeräusche spielen hier für den Gesamtlärm allerdings keine 
Rolle, da der Beurteilµngspegel nachts aus Verkehrslärm vom Winterbeker Weg an den ge-
nannten Punkten bei 57 dB(A) bzw. bei 62 dB(A) liegt. 

Die künftigen Pegelerhöhungen entsprechen in etwa denen, die aus der Zunahme des 
Fahrtenaufkommens zu erwarten sind. Die Veränderungen im Verkehrskonzept (derzeit: 
65 % der Kunden-Pkw im Norden, künftig Gleichverteilung auf die Zufahrten Nord und Süd, 
Wegfall der Abfahrt vom Parkdeck auf dem Dach an der Ostseite etc.) haben keinen signifi­
kanten Einflul3 auf die Schallimmissionen in der Nachbarschaft. 

Die Untersuchung zeigte weiterhin, daß die durch den anlagenbezogenen Verkehr hervor­
gerufene Erhöhung der Emissionspegel auf keinem Abschnitt 3 dB(A) erreicht Für die Ram­
pe zwischen Winterbeker Weg und Theodor-Heuss-Ring liegt die Emissionspegelzunahme 
etwas unter 2 dB(A). 

Zum Vergleich sind die Beurteilungspegel aus dem Verkehrslärm insgesamt (alle im Rah­
men der Untersuchung betrachteten Straßenabschnitte) ebenfalls untersucht worden: Es 
wurde deutlich, daß die Beurteilungspegelanteile von den bei der .Bewertung des anlagenbe­
zogenen Verkehrs grundsätzlich mit zu berücksichtigenden Straßenabschnitten (in weniger 
als 500 m Abstand vom Betriebsgrundstück) mit Ausnahme der direkt am Winterbeker Weg 
gelegenen Aufpunkte (Andresenstraße 2 und 4) unterhalb der Orientierungswerte nach Bei­
blatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, liegen .. Die Belastung aus dem Verkehrslärm in der Summe 
übersteigt diese Anteile deutlich. Der Verkehrslärm von der $aarbrückenstraße im Norden, 
dem Theodor-Heuss-Ring im Osten und dem Winterbeker Weg im Süden bestimmt die Be­
urteilungspegel maßgeblich mit. 

Tendenziell ergibt sich eine Minderung der Lärmbelastung, die im wesentlichen aus der Re­
duzierung des Emissionspegels für den Teilabschnitt des Winterbeker Weges zwischen 
Andresenstraße und Brücke über dem Theodor-Heuss-Ring (Ersatz des vorhandenen 
Pflasters durch Asphalt im Rahmen der Ausbaumaßnahme Winterbeker Weg) resultiert und 
folglich an den südlichen Immissionsorten deutlicher ausfällt. 

Die Gesamtpegef liegen tags und nachts an fast allen Immissionsorten über den Orientie­
rungswerten nach Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, und an einigen Aufpunkten auch oberhalb 
der Immissionsgrenzwerte der 16. BlmSchV. Diese Geräuschbelastung besteht jedoch un­
abhängig von der geplanten Erweiterung des Marktbetriebes. Die Immissionen an den Klein­
gärten südlich des Winterbeker Weges liegen überwiegend unterhalb der Orientierungswer­
te. 

In der unter Punkt 6 erwähnten Umweltfolgenabschätzung gemäß § 17 UVPG, die als Anlage 
Bestandteil dieser Begründung ist, sind die Auswirkungen der Verkehrsimmissionen auf die 
Umwelt im einzelnen dargestellt. · 

Die im Bebauungsplan festgesetzten Lärmschutzmaß nahmen (Einhausung der Parkdeck­
rampe, Lärmschutzwand, Neuordnung der inneren Erschließung, Beschränk_ung beleuchteter 
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Werbeanlagen) bewirken einen ausreichenden Immissionsschutz. vor gebietsbezogenem 

. Verkehrs- U!'ld Gewerbelänn im Sinne des BauGB und des BlmSchVfür die Wohnbebauung 
an der Andresen:._ und Wassilystraße. . · · · 

5.5 Altlasten 

Im Hinblick auf die Nutzungsgeschichte des Plangebietes können Boden-, Bodenluft­
und/oder Grundwasserkontaminationen für den überplanten Bereich nicht generell ausge­
schlossen werden. Nach einer Recherche in Form einer umfassenden historischen Erkun­
_dung/Umfeldanalyse sind Bodenverunreinigungen aufgrund der Vornutzung in Teilbereichen 
möglich: 

Die vermuteten Verunreinigungen stehen jedoch einer.grundsätzlichen Eignung des Gebie­
tes für die geplante Nutzung nicht entgegen. Eine Verlagerung der in diesem Zusammeri­
hang ungelösten Konflikte in den Planvollzug ist zulässig, da dort eine Lösung gewährleistet 
ist Die genaue Art und der genaue Umfang der erforderlichenfalls notwendig werdenden 
Sanierungsmaßnahmen sind detailliert in Abhängigkeit der konkreten Bauvorhaben in den 
bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren festzulegen. Weitere Untersuchungen sind 
somit ·im Rahmen des Bebau�ngsplanverfahrens nicht notwendig . 

. 1 

Für folgende Grundstücksbereiche besteht im Hinblick auf die langjährige Vornutzung ein 
konkreter Kontaminationsverdacht: 

Kataster- Bezeichnung der (Vor-)Nutzung Schadstoffinventar 
bezeichnung Verdachtsfläche 

AS498 Saarbrücken- Öffentliche Tankstelle Mineralölkohlen-
straße 141 wasserstoffe und BTEX-

Aromaten 

AS 561 Winterbe_ker Chemische Reinigung leichtflüchtige halogenier-
Weg44 te Kohlenwasserstoffe· 

(LHKW) 

6. Gesetzliche Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

Der Bebauungsplan Nr. 859 unterliegt der gesetzlichen UVP-Pflicht. Grundlage ist das Ge­
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG}, das diejenigen Vorh_aben, die einer 

. UVP im Sinne des Gesetzes bedürfen,. auflistet. Die Anlage zu § 3 UVPG nennt unter ande­
rem die Errichtung von Einkaufszentren, Großflächigen Einzelhandelsbetrieben etc. ab einer 
Geschoßfläche von 5.000 m2, für die Bebauungspläne aufgestellt werden. Auch der Bebau­
ungsplan, der die Zulässigkeit des Vorhabens begründet, ist unabhängig von einer UVP im 
Rahmen der bauordmingsrechtlichen Genehmigung UVP-pflichtig. Die .UVP zur Bauleitpla­
nung ist ein unselbständiger Teil innerhalb des Bebauungsplanverfahrens. 

Neben der Festsetzung des Sondergebietes Großflächiger Einzelhandel mit der Zweckbe­
stimmung· SB-Warenhaus schafft der Bebauungsplan die planungsrechtliche Voraussetzung 
für die wesentliche Änderung einer Bundesfernstraße (Verbindungsrampe zwischen Winter­
beker Weg und Theodor-Heuss-Ring (Bundesstraße 76)). Für dieses Vorhaben ist nach § 17 
Bundesfemstraßengesetz (FStrG) im Regelfall ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen, 
das den Anforderungen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung entspricht. Da 
der Bebauungsplan Nr. 859.im vorliegenden Fall die Planfeststellungen ersetzt(§ 17 Abs. 3 
FStrG), ergibt sich lt UVPG aucih hieraus eine UVP-Pflichtfü� die Planaufstellung. 

-8-
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Die UVP umfaßt die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der Ausw_irkungen elnes Vor-
habens auf: 

· ' 

1. Menschen, Fauna und Flora,
2. Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie
3. Kultur- und sonstige Sachgüter

einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen.

§ 17 UVPG bestimmt, daß die UVP im· Bauleitplanverfahren - abweichend von den sonst üb­
lichen Verfahrensregelungen - nach den Verfahrensvorschriften des Baugesetzbuches
durchgeführt wird. Mit dem Satzungsbeschluß zum Bebauungsplan Nr. 859 durch die kom­
munale Selbstverwaltung erfolgt gleichzeitig die abschließende Prüfung (UVP) der als Anlage
vorliegenden Umweltfolgenabschätzung.

Die Umweltfolgenabschätzung führte hinsichtlich der Bewertung der Umweltauswirkungen im 
Hinblick auf die betrachteten Schutzgüter zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: 

Schutzgut Bewertung des Vorhabens 

Mensch bedingt umweltverträglich 
(Zunahme des Verkehrslärms an einigen Punkten oberhalb der 
Richtwerte, jedoch unterhalb oder im Bereich der Wahmeh-
mungsschwelle) 

Tiere und Pflanzen bedingt umweltverträglich 
(Unterbrechung der Lindenallee, Verlust des Gehölzbestandes 
auf der künftigen Rampenfläche) 

Boden umweltverträglich 

Wasser umweltverträglich 

Luft bedingt umweltverträglich 
(Geringe Zunahme der verkehrsbedingten Schadstoffe vergli-
chen mit dem Prognose-Null-Fall, aber deutliche Abnahme 
gegenüber heute. Zunahme der Benzolbelastung oberhalb der 
schon heute überschrittenen Vorsorgerichtwerte, jedoch unter-
halb der gesetzlichen Prüfwerte). 

· Klima umweltverträglich 
., 

Landschaft umweltverträglich 

Kultur- und Sachgüter umweltverträglich 

-9-
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Die jeweilige Einstufung als bedingt umweltverträglich erfolgt 

a} aufgrund der Umsetzung von Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen, die umwel­
tunverträgliche Auswirkungen der Planung verringern und die sich zum Teil bereits aus
dem Bebauungsplan ergeben (Gehölzpflanzungen),

·· 

b) aufgrund der jeweils - im Verhältnis zur Vorbelastung - geringen Zusatzbelastung (z. B.
bei Lärmpegelerhöhungen unterhalb der Wahrnehmungsschwelle).

Die ausführliche Umweltfolgenabschätzung ist als UVP-Dokument eine Anlage zur städte­
baulichen Begründung des Bebauungsplanes Nr. 859. 

Die erforderliche Öffentlichkeitsbeteiligung zur UVP ist innerhalb des Bebauungsplanverfah­
rens im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt worden . 

. 7. Maßnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung 

Besondere planungsrechtliche Maßnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung sind nicht er-
forderlich. ' · 

8. Kost.en und Finanzierung

Auf die Landeshauptstadt Kiel entfallen für den Ausbau des Winterbeker Weges sowie den 
Bau beider Verbindungsrampen zwischen Winterbeker Weg und B 76 (Theodor-Heuss-Ring) 
anteilige Kosten im Rahmen einer fviischfinanzierung aus Finanzmitteln der Landeshaupt­
stadt Kiel sowie Fördermitteln des Ministeriums für Wirtschaft, Technologie und Verkehr. 

Die Finanzierungsanteile der Landeshauptstadt Kiel ergeben sich aus_ Eigenmitteln der Stadt 
und aus der Finanzierung Dritter. Die Stadt hat als Trägerin der Straßenbaulast beim Land 
Schleswig-Holstein Fördermittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 
beantrag_t. 

Die Stadt wird je nach Fortgang der Baumaßnahme die bewilligten Fördermittel beim Land 
Schleswig-Holstein und die Anteile Dritter abfordern. 

Stadtrat für Bauwesen und Stadtplanung 
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1 Anlaß und Erfordernis der Umweltfolgenabschätzung 

Ziel des· im Entwurf vorliegenden Bebauungsplans ist es, zwischen Winterbeker Weg und 
Saarbrückenstraße die _planungsrechtlicnen Voraussetzungen für eine Erweiterung un_d bes­
sere verkehrliche Anbindung des bestehenden Plaza-Warenhauses zu schaffen, wobei die 
Erweiterung ca. 6.300 m2 Verkaufsfläche umfassen soll. Der Plan sieht die Ausweisung einer 
entsprechenden Sonderbaufläche für �roßflächigen Einzelhandel mit der näheren Zweckbe­
stimmung "SB-Warenhaus" sowie im südlichen Teil eine Anbindung des Winterbeker Weges 
an den Theodor-Heuss-Ring (B 76) vor. 

Die Planung unterliegt der gesetzlichen UVP-Pflicht. Grundlage ist das Gesetz über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG), das diejenigen Vorhaben, die einer UVP im Sinne des 
Gesetzes bedürfen, auflistet. Die Anlage zu § 3 UVPG nennt unter anderem die Errichtung 
von Einkaufszentren, großflächigen Einzelhandelsbetrieben etc. ab einer Geschoßfläche von 
5 000 m2

, für die Bebauungspläne aufgestellt werden; auch der Bebauungsplan, der die Zu­
lässigkeit des Vorhabens begründet, ist seinerseits UVP-pflichtig. Die Regelungen des UVPG, 
der UVP-Verwaltungsvorschrift und der zugrundeliegenden EU-Richtlinien mit Direktwirkl:mg 
finden somit im vorliegenden Fall Anwendung. 

Neben der Festsetzung eines großflächigen Sondergebiets schafft der Bebauungsplan die 
planungsrechtliche Voraussetzung ·für die wesentliche Änderung einer Bundesfernstraße 
(Schaffung einer neuen Anbindung an die Bundesstraße 76). Für dieses Vorhaben ist nach 
§ 17 Bundesfemstraßengesetz (FStrG) im Regelfall ein Planfeststellungsverfahren durchzu­
führen, das den Anforderungen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung ent­
spricht. Da der Bebauungsplan 859 im vorliegenden F�II die Planfeststellung ersetzt (§ 17
Abs. 3 FStrG), ergibt si_ch laut UVPG auch hieraus eine UVP-Pflicht für die Planaufstellung.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein unselbständiger Teil verwaltungsbehördlicher Ver­
fahren, die der Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben dienen. Sie umfaßt die Er­
mittlung, Beschreibung und· Bewertung der Auswirkungen eines Vorhabens auf 

1. M_enschen, Fauna und Flora,
2. Boden; Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie
3. · Kultur- und sonstige Sachgüter
einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen .

. § 17 UVPG bestimmt, daß die UVP im Bauleitplanverfahren - abweichend von den sonstigen 
Verfahrensregelungen - nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt wird. Um 
im Rahmen des Bebaut:Jngsplanverfahrens die Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen zu 
dokumentieren, ist eine ausführliche Behandlung aller abwägungsrelevanten Umweltauswir­
kungen des Vorhabens fm Rahmen einer "Umweltfolgenabschätzung", die sich auf die im 
UVP-Gesetz genannter) Schutzgüter bezieht, angezeigt. Ein solches Dokument ist vergleich­
bar mit der "Zusammenfassenden Darstellung" und der "Bewertung der Umweltauswirkun­
gen", die nach den§§ 11, 12 UVPG im Falle eines Genehmigungs- oder Planfeststellungs­
verfahrens durch die jeweils zuständige Behörde erarbeitet werden muß. Im Falle des UVP­
pflichtigen Bebauungsplans wird. die.Rolle der Genehmigungsbehörde durch die städtische 
Ratsversammlung eingenommen, die den Bebauungsplan als Satzung beschließt und bei 
ihrer Entscheidung die umweltschützenden Belange zu berücksichtigen hat. Der Ratsbe­
schluß umfaßt also insbesondere die. Berücksichtigung des Ergebnisses der gesetzlich ge­
forderten Umweltverträglichkeitsprüfung in der Abwägungsentscheidung, wie in § 1 a BauGB 
festgelegt. 



2 · Planungsvorgaben und .Planinhalt 
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Die zu. überplanenden Flächen lagen bisher überwiegend im Geltungsbereich der Bebau­
ungspläne Nr. 388 und 472, die aufgrund eines Formfehlers nicht anwendbar sind. Der vorlie­
gende Entwurf des neuaufzustellenden Flächennutzungsplans stellt das Gebiet als Sonder­
baufläche - Großflächiger Ei�zelhandel - bzw., im nördlich�m Randbereich als Grünfläche dar. 
Zur Zeit wird der größte Teil des Plangebiets durch_ Gebäude-, Stellplatz- und private Ver­
kehrsflächen des PLAZA-Warenhauses sowie durch öffentliche Verkehrsflächen (Winterbeker 
Weg) eingenommen; nördli�h ·der vorhandenen Tankstelle schließt sich eine Waldfläche an. 

Im Bebauungsplan mit·einer Gesamtfläche von ca."7,3 ha wird auf ca. 55.700 m2 ein Sonder­
gebiet mit der Zweckbestimmung "SB-Warenhaus" ausgewiesen. Auf den bereits versiegelten 
Flächen des Gebäude- und Stellplatzbereichs ist dort auf höchstens 32.900 m2 überbaubarer 
Fläche eine Erweiterung der Verkaufsfläche um 6.332 m2 auf insgesamt"22.000 m2 vorgese­
hen. Die aufgrund dieser Verkaursflächen�rweiterung zusätzlich benötigten Stellplätze sollen 
in einem Parkhaus nördlich des erweiterten Warenhauses nachgewiesen werden. Eine Wald­
fläche sowie öffentliches Straßenbegleitgrün werden in den Randbereichen des Plangebiets 

· auf ca. 7 .200 m2 bzw. ca. 3.100 m2 festgesetzt. Die Anbindung des Winterbeker Weges an
den Theodor-Heuss-Ring erfolgt südwestlich der vorhandenen Brücke über eine Rampe, die
au·f der 8 76 (Fahrtrichtung Süd) in einer 80 m langen Einfädelungsspur endet.

3 Betrachtete räumliche·und technische Varianten 

• Standortaltemativen und räumliche Varianten

Die Betrachtung von Standortaltemativen unter Umweltgesichtspunkten ist nicht Untersu­
chungsgegenstand der UVP im Bebauungsplanverfahren. Die Darstellung des Plangebiets als 
Sonderbaufläche im Flächennutzungsplan-Entwurf und der Aufstellungsbeschluß für den Be­
bauungsplan 859 vom 23.10.97 sind Ausdruck des gemeindlichen Planungswillens und inso­
fern Vorgabe fQr die verbindliche Bauleitplanung. Auch in sachlicher Hinsicht erübrigt sich die 
Untersuchung von Standortaltemativen, da in erster Linie die angestrebte Erweiterung des 
Einzelhandels am etablierten Standort den Planungsanlaß bildet. 

. .

Der vorhandene Bestand und die angrenzenden Nutzungen lassen wenig Spielraum für ande­
re räumfiche Varianten. Die Entscheidung über d�e Dimensionierung und die Anordnung wer­
terer Gebäude bzw. Gebäudeteile ist vorrangig unter dem Aspekt der optimalen Ausnutzung 
des Gebiets zu treffen. · 

·• Technische Varianten

- Technische Varianten der Bauausführung und des Firmenbetriebs bzw. des Rampenbaus
wurderi auf Bebauungsplanebene nicht geprüft. Konkrete Festsetzungen, die geeignet sind,
negative Umweltauswirkungen des Vorhabens zu reduzieren, sind bei der schutzgutbezoge­
nen Betrachtung unter "Minderungsmaßnahmen" aufgeführt (Kapitel 5.1 bis 5.8).

4 Festlegung de� Untersuchungs·rahniens 

Der Prüfrah·men für die gesetzlich vorgeschriebene Umweltver:träglichkeitsprüfung wurde an­
. hand von verfügbaren La·geplänen, Vorentwürfen etc. im Juni 1998 zwischen Stadtplanungs­
arnt, Umweltschutzamt, Grünflächenamt und Tiefbauamt abgestimmt und in der Folgezeit 
mehrfach überprüft . Es wurde vereinbart, alle Schutzgüter des UVPG in jeweils erforderH­
chem Umfang zu behande°ln und die· entstehende Gesamtbelastung in Relation zur_ heutigen 
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Vorbelastung zu betrachten. Als vertiefende gutachterliche Aussagen wurden ein Verkehrs­
gutachten, eine·Lärmtechnische Untersuchung und ein Luftschadstoffgutachten als erforder­
lich angesehen. D.ie Bestandserhebungen für die Erarbeitung des Grünordnungsplans lagen 
zu diesem Zeitpunkt bereits vor und wurden Ende 1.998 nochmals aktual.isiert. - Außer den 
direkten Zufahrten in das Pl8ngebiet wurde auch die nordöstlich des Theodor-Heuss-Rings 
vorgesehene Anschlußrampe des Winterbeker Weges an die B 76 in das Untersuchungsge­
biet für ver�ehrsbedin'gte _Lärmauswirkungen aufgenommen, .da voraussichtlich eine große 
Zahl von Fahrzeugen aus südlicher Richtung diesen Weg zum PLAZA-Markt wählen wird. 

5 · Umweltauswirkungen des Vorhabens

Bezogen auf die in Kapitel 1 aufgeführten Schutzgüter des UVPG sind an dieser Stelle die 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen der Planung darzustellen und zu bewerten. Die Aus­
wirkungen auf die Schutzgüter ergeben sich dabei aus den Eigenschafte·n des Vorhabens 
und deren Verknüpfung mit der heute vorgefundenen Situation am Standort (Empfindlichkeit 
bzw. Vorbelastung). lm einzelnen findet für jedes Schutzgut die folgehde Gliederung Anwen-
dung: 

• · Derzeitiger Z�stand / Vorbelastung

• Baubedingte Auswirkungen ·

• Anlagenbedingte Auswirkungen

• Betriebsbedingte Auswirkungen

• Minderungsmaßnahmen

• Bewertung

Die durch das UYPG gleichfalls geforderte Behandlung der Wechselwirkungen erfolgt schutz-
gutbezogen, soweit erforderlich. 

5.1 Schutzgut "Mensch" 

Es wird hier lediglich der Wirkungsbereich "Lärm" betrachtet. Auswirkungen auf die mensch­
liche Gesundheit infolge verkehrsbedingter Schadstoffbelastung werden in Abschnitt 5.5 be-

. handelt, Auswirkungen auf das Stadtbild in Abschnitt 5.7.

• Derzeitiger Zus�nd / Vorbelastung.

. 
. 

Die schalltechnische Berechnung stützt sich auf die Angaben des Betreibers. des PLAZA­
Marktes zu den .relevanten Betnebsszenarien {unveränderter Markt/ erweiterter Markt). Aus 
den Eingangsdaten ergibt sich eine mittlere Wechselhäufigkeit in der Stellplatzbelegung von 
6,8 Belegungswechseln je Stellplatz und Tag. Für die Gesamtheit aller Stellplatzflächen ergibt 
sich als wichtigste Kenngröße eine Gesamtzahl von 8.620 zu- und abfahrenden PKW (tags­
über). 

Als maßgebliche Immissionsorte für die Belastung durch Anlagen- und Verkehrslärm kommen 
die nächstg·elegene Wohnbebauung (d.h. die Bebauung Andresenstraße 2 - 20, Wassilystra-

. ße 28 und 34, Lantziusstraße 56), das Bürogebäude an der Einmündung der zukünftigen 
Rampe Nord in den Winterbeker Weg sowie die Kleingärten nördlich des Theodor „Heuss­
Rings bzw: südlich des Winterbeker Weges.in.Frage .. 
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·Die Lärmtechnische Untersuchung (MASUCH & OLBRISCH 1999) hat für insgesamt 24 Einzel­
immissionsort� in dem oben genannten Gebiet einen sog. Nullfall definiert, der eine Prognose
für das J�hr 2015 ohne Fachmarktansiedlungen oder -erweiterungen beinhaltet. Für diesen
Nullfall werden Gesamtimmissjonsbelastungen {Anlagen- und Verkehrslärm aus allen Quel­
len) zwischen 47 und 69 dB(A) tags sowie 39 und.62 dB(A) nachts in den Wohngebieten er­
mittelt. Di_e meisten der errechneten Belastungswerte liegen über den Immissionsrichtwerten
der TA Lärm, die:für allgemeine Wqhngebiete gelten (55 / 40 dB(A) tags/nachts; in diesem
_ Fall identisch mit den städtebaulichen·onentierungswerten nach Beiblatt 1 _der DIN 18005,
Teil 1 ). Die unt_ersuchten Immissionsorte in den Kleingartengebieten sind durch den Straßen­
verkehrslärm ohne den Bau der Ra�pen am Winterbeker Weg mit 64 - 68 dB(A) tags und
57 - 60 dB(A) nachts belastet, das Bürogebäude an der Ra'mpe Nord mit 68 - 72 / 60 - 65
dB(A). Die Richtwerte sind damit sowohl für Kleingartenanlagen als auch für Mischgebiete
schon heute bei weitem überschritten.

• Baubedingte Auswirkungen

. \' 

Die Auswirkungen des Baubietriebs auf den Lärmpegel sind mit angemessenem Aufwand 
) nicht zu quantifizieren. Sofern Baumaschinen eingesetzt werden, die den Anforderungen der 

Baumaschinenlärm-Verordnung - 15. BlmSchV - entsprechen, ist von einer unvermeidbaren, 
relativ kurzze�gen Lärmemission auszugehen (normaler Baustellenbetrieb). 

• Anlagenbedingte Auswirkungen

Anlagenbedingte Auswirkungen - d.h. Auswirkungen der baulichen Anlagen ohne Betrieb -
auf den Lärmpegel sind nicht zu erwarten. 

• Betriebsbedingte Auswirkungen

Um für die in der lärmtechnischen Untersuchung (s.o.) betrachteten Immissionsorte eine Ab­
schätzung.zur sicheren Seite hin-vorzunehmen, wird hier der Be·lastungsfall "CITTI / PLAZA / 
IKEA realisiert", hochgerechnet auf das Jahr 2015, betrachtet. Diese Prognose; in der für den 
PLAZA-Markt u.a. eine-Gesamtzahl von 10.350 zu- und �bfahrenden PKW einfließt,.ergibt· 
Gesamtimmissionsbelastungen (Anlagen- und Verkehrslärm aus allen Quellen) zwischen 
47 und 69 dB(A) tags sowie 39 und 62 dB(A) nachts für die Immissionsorte in Wohngebieten, 
d.h. die gleiche Spannweite von Belastungswerten wie beim Prognose-Nullfall. Die Verände­
rungen der Gesamtbelastung an den einzelnen Immissionsorten liegen sowohl tags als auch.
nachts zwischen +1 und -3 dB(A). In den Kleingärten und am ·untersuchten Bürogebäude be­
wegen sich die Veränderungen der Verkehrslärmbelastung zwischen +4 und O dB(A).

Eine Aufschlüsselung der Lärmanteile zeigt, daß die Beurteilungspegel maßgeblich durch den 
Verkehrslärm.der angrenzenden Straßenzüge (v.a. Theodor-Heuss-Rfng und Winterbeker · 
Weg) bestimmt werden. Die Gesamtpegel liegen sowohl tags als auch nachts an fast allen 
Immissionsorten über den Richtwerten der TA Lärm, an einigen Aufpunkten auch oberhalb 
der Immissionsgrenzwerte der Verkehrslän:nschutzverordnung (16. BlmSchV). Diese Lärm­
belastung besteht jedoch unabhängig von der geplanten Erweiterung des Marktbetriebs; ten­
denziell ergibt sich eine Belastungsminderung an den meisten betrachteten Immissionsorten. 
Der Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen nach der 16. BlmSchV aufgrunc;l des Baus_ der 
Rampe Nord wird im .Ä.nd�ru�gsverfa�ren zum Bebauungsplan Nr. 771 zu prüfen sein. 

. . 

Die Lärmtechnische Untersuchung kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, daß der 
PLAZA-Markt auch ·im künftig erweit�rten Zustand die Anforderungen der TA Lärm bezüglich 
der Anlagengeräusche vom Betriebsgrundstück sowie hinsichtlich des· anlagenbezogenen 
Verkehrs auf öffentlichen Straßen erfüll_t.und-daß die Gesamtlärmsituation im u·ntersucht.ings-
gebiet von der vorgesehenen Erweiterung nur unwesentlich beeinflußt wird. 
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Die Minderung der Immissionsbelastung für die an das PLAZA-Gelände angrenzende Wohn­
bebauung ·gehört zu den Planungszielen. Die Aufhebung d_er westlichen Gebäudeumfahrung 
und die Einhausung der Auffahrtsrampe zum vorhandenen Parkdeck tragen wesentlich zum 
Lär:mschutz bei. Ebenso werden_ sich - wenngleich nicht durch den Bebauungsplan begründet 
- die vorge�ehene Erneuerung des Straßenbelags im Verlauf des Winterbeker Weges, die in
die Lämitechnische Untersuchung. des Gesamtvo_rhabens einbezogen wurde, und der vorge­
sehene Un,bau des Eingangsabschr:iitts Saarbrückenstraße be,lastangsmindernd auswirken.

• . Bewertung

. . 

Folgende Bewertungsgrundlagen wurden herangezogen: 
a) die TA Lärm (1998),
b) die DIN 18005, Teil 1, Beib!att 1 (1981),

Die Richtwerte der TA Läm, und die in diesem Fall identischen Orientierungswerte der DIN 
18005 werden bereits durch die bestehende Vorbelastung an den meisten untersuchten Im­
missionsorten z.T. deutlich überschritten. Auch die Umweltverträglichkeitsstudie zum Flä­
chennutzungsplan (ARGUMENT 1995) stuft eine Belastung von über 60 dB(A) als "deutliche 
Beeinträchtigung" ein. 

Nach dem Grundsatz, wonach keine Zusatzbelastung mehr zulässig sein darf, wenn vorsor­
gebezogene Richtwerte bereits durch die Vorbelastung überschritten werden, wäre ein Vor­
haben, das die Läm,belastung weiter erhöht, im Rahmen einer UVP als umweltunverträglich 
zu bezeichnen. Im vorliegenden Fall sind jedoch außerdem noch die folgenden Gesichts-

. punkte zu berücksichtigen: 

• Bei Umsetzung der Planung ergeben sich an zahlreichen Immissionsorten Pegel­
minderungen.

• Der Anteil des Einkaufszentrums an auftretenden Pegelerhöhungen ist gegenüber
dem Anteil des nicht anlagenbezogenen Verkehrs gering.

• Trotz Einbeziehung aller Quellen (Verkehr und alle Anlagen) liegt die Pegelerhöhung
in fast allen Fällen unterhalb oder noch im Bereich der Wahrnehmungsschwelle für
Lämiunterschiede, d.h. bei maximal 3 dB(A) bzw. lediglich in einem Fall bei 4 dB(A).
Diese letztgenannte Pegelerhöhung liegt im Bereich der geplanten Rampe Nord (d.h.
außerhalb des Plangebiets) und. ist nur zum Teil auf die PLAZA-Erweiterung zurück­
zuführen.

Vor dem Hintergrund der erwarteten Verkehrszunahme in den kommenden Jahren und der 
absehbaren Lämirninderung für den größten Teil der angrenzenden Wohnbebauung ist die 
vorhabenbedingte Erhöhung der Lärmbelastung für einige Immissionsorte oberhalb der Vor­
sorgerichtwerte, jedoch nicht oberhalb der Wahrnehmungsschwelle als bedingt umweltver­
träglich zu bezeichnen. 

5.-2 Schutz.gut ''Tiere und Pflanzen" 

• Derzeitiger Zustand / Vorbelastung

Im Norden des Plangebiets befindet sich eine ausgedehnte Gehölzfläche, die als Wald im 
Sinne des Landeswaldgesetzes eingestuft wird. Neben spontar:1 aufg·ewachsenen Gehölzen 

_. (Eiche, Ulme, Linde, Ahorn) und alteri Obstbäumen bestimmen dichte OGrtiensträucher 
(Weißdorn, Schlehen, Wildrosen) als Unterholz die Struktur der Vegetation. Aufgrund ihrer 
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Beschaffenheit, ihrer Ungestörtheit und ihrer Lage inmitten stark genutzter Bereiche besitzt 
die Fläche nicht nur für die Pflanzenwelt, sondern als Rückzugs- un.d Trittsteinbiotop auch für 
die Tierwelt große Bedeutung (Biotoptypenkartierung B0RO FÜR BIOLOGISCHE BESTANDS­
AUFNAHMEN, 1997).

Südlich grenzt das.PLAZA-Gelände an, dessen asphaltierte Stellplatzflächen durch Pflanz­
inseln mit Büschen �nd niedrigen Bäumen aufgelockert werden. Zum Winterbeker Weg hin ist 
der umlaufende Grünstreifen. parkartig als Rasenfläche mit niedrigen Bäumen angelegt wor­
den; ihm wird; ebenso wie den z.T. baumbestandenen Sichtschutzpflanzungen entlang des 
Theodor-Heuss-Rings, ein mittlerer Biotopwert zugeordnet. Zwischen Marktgelände und 
Wohnbebauung an der•Artdresenstraße liegt ein nach § 15 b Landesnaturschutzgesetz ge­
schützter, jedoch gärtnerisch beeinträchtigter Knick von ca. 500 m2 Grundfläche. 

Südlich des Winterbeker Weges schließen sich auf dem Gelände des Müllheizkraftwerks eine 
Ruderalflur sowie ein kleiner Pappelbestand ari, der nicht dem Schutt des Landeswaldgeset­
zes unterliegt. Beiderseits der Straße selbst stehen markante Alleebäume, deren Kronenbe-
reiche über eine lange Strecke ineinandergreifen. 

\ 

Erhebungen zur Bestandssituation einzelner Tiergruppen fanden aus Anlaß der Planung nicht 
statt. Aufgrund allgemeiner Erfahrungswerte ist davon auszugehen, daß die aufgeführten Bio­
toptypen„ insbesondere die Gehölzbestände, als potentielle Lebensstätten für Vögel des Sied­
lungsraums sowie für Wirbellose und andere Kleintiere von Bedeutung sind. 

• Baubedingte Auswirkungen

Im Zuge der Errichtung weiterer - d.h. heute noch nicht bestehender - Baulichkeiten werden 
die Ruderalflur und die Baumgruppe auf dem MHKW-Gelände sowie Gebüschbestände ent­
lan_g der B 76 beseitigt. Im Bereich des Winterbeker Weges werden zehn Linden der Allee 
sowie eine Weißdomhecke im künftigen Rampenbereich entfernt. Insgesamt sind von dieser 
Maßnahrne 82 Bäume, die unter den Schutz der Kieler Baumschutzsatzung fallen, betroffen. 
Im laufe der Baumaßnahme ist die Beeinträchtigung weiterer Gehölze durch Versiegelung 
des Nahbereichs oder durch Erdarbeiten im Wurzelbereich denkbar. 

· Auf den Flächen zur Erhaltung und zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern (randliche
Begrünungsstreifen nördlich, östlich und südlich der Sondergebietsfläche) sowie auf den Flä­
chen zur Baumpflanzung in den Stellplatzanlagen werden standortgerechte Laubgehölze ge­
pflanzt. Im Bereich der·südwestlichen Rampe zur B 76 sind ca. 3.100 m2 ·F1äche für öffentli­
ches Straßenbegleitgrün vorgesehen.

• Anlagenbedingte Auswirkungen .

Relevante anlagenbedingte Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt sind, abgesehen 
von der Nutzung der neu angepflanzten Gehölze als Brutplatz usw. und der Behinderung von 
Wanderungen durch die Unterbrechung der Alleebaumreihe, nicht zu erwarten. 

· • B.etriebsbedingte Auswirkungen

Relevante Auswirkungen des Marktbetriebs (z.B.· durch zusätzlich entstehende Lärm- oder
Lichtemissionen) auf die Tier- und Pflanzenwelt sind nicht zu erwar-ten.

. .
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Zur Minderung negativer Umweltauswirkungen tragen - neben den im Plangebiet festgesetz­
ten Ausgleichs- und den nicht im Plangebiet möglichen Ersatzmaßnahmen - die folgenden 
Maßnahmen bei: 

a) Einzäunun_g verbleibender Gehölzgruppen zur Vermeidung weiterer Beeinträchtigung,
. b) Verlegung von Belüftungsrohren in erstmals zu versiegelnden Wurzelbereichen. 

• Bewertung

Felgende Bewertungsgrundlagen wurden-- unabhängig von ihrer verfahrensrechtlichen An­
wendbarkeit - herangezogen: 

a) 

b) 
c) 

die gutachterliche Bewertung der vorhande.nen Biotopstrukturen durch das 
vom Grünflächenamt beauftragte Gutachterbüro, 
die Regelungen der städtischen Baumschutzsatzung, 
_die Bewertungsschritte der Umweltverträglichkeitsstudie zum Flächennutzungsplan 
(ARGUMENT 1995). 

Die Empfindlichkeit der versiegelten Bereiche wird als gering eingestuft, die der gehölzbe­
standenen Freiflächen als hoch. Eine zusammenfassende Bewertung der Fläche muß sowohl 
das Verhältnis von versiegelter zu unversiegelter Fläche berücksichtigen als auch die Tatsci:. 
ehe, daß 82 der zu fällenden Bäume aufgrund ihres Stammumfangs unter die Schutzbestim­
mungen der städtis�hen Baumschutzsatzung (Satzung nach§ 20 Abs. 1 LNatSchG) fallen. 

Die Flächenbeanspruchung eines Gebiets durch eine Sonderbaufläche ist generell als stark 
bis sehr stark einzuschätzen, jeweils abhängig vom Grad der Begrünung. Nach der Bewer­
tungsmethode der Flächennutzungsplan-UVS ergibt sich aus der Kombination von mäßiger 
Empfindlichkeit und starker Flächenbeanspruchung eine hohe Gesamtbeeinträchtigung der 
Vegetation, die zur Beurteilung der Planung als "umweltunverträglich" führen müßte. Im vor­
liegenden Fall sind jed_och außerdem noch die folgenden Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

• Der Bebauungsplan enthält umfangreiche Festsetzungen zur Neuanpflanzung
von Gehölzen in den Randbereichen des Sondergebiets und zur Schaffung von
Straßenbegleitgrün im Rampenbereich:

• Eine Inanspruchnahme von zusätzlichen, bisher unversiegelten Flächen durch
Gebäudeerweiterungen oder Stellflächen des PLAZA-Marktes findet nicht statt,
d.h. eine Zusatzbelastung ist in diesem Bereich nicht erkennbar.

• Diejenigen Teile des Bebauungsplans., die erhebliche Neubeanspruchungen gegen­
über dem heutigen Zustand begründen, haben im vorliegenden Fall planfeststellungs­
ersetzende Wirkung. In diesen Teilbereichen ist aufgrund der anzuwendenden Ein­
griffsregelung eine vollständige Kompensation der entstehenden Beeinträchtigungen
des Naturhaushalts gewährleistet.

Unter diesem Aspekt ist die Planung daher als bedingt umweltverträglich zu bezeichnen. 

5.3 SchutzgUt "Boden" 

• Derzeitiger Zustand/ Vorbelastung

Die derzeitige PLAZA-Fläche einschließlich Stellplatzflächen ist nahezu vollständig versiegelt. 
· Dasselbe gilt für die heutigen Zufahrten urid den Straßenraum des Winterbeker Weges:
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1m:P1angebiet lieg.en_.zwei Altlastenverdachtsstandorte, für die aufgrund ihrer (Vor-)Nutzung
nicht ausge�chl(!SSen werden kann, daß im Zuge späterer Baugenehmigungsverfahren Er­
kundungs-oder Sanierungsmaßnahmen erfortjerlich �erden. Für beide gilt, daß die vermu­
teten Verunreinigungen grundsätzlich der derzeitigen und. der geplanten Nutzung nicht ent­
gegenstehen. 

• Ba_ubedingte Auswirkungen .
- . 

Im Zuge der'Baumaßnahmen wird der Versiegelungsgrad im Bereich südlich des Winter-
beker We9es -weiter ansteigen, da dort etwa 1.800 m2 Fläche erstmals versiegelt werden. 
Auswirkungen der Bodenkontamination·en im Plangebiet auf die spezielle Nutzbarkeit des 
Geländes bzw. auf die menschliche Gesundheit sind nicht zu erwarten, zumal das Umwelt­
schutzamt im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens Auflagen bezüglich der Wiederver­
wendung / Entsorgung belasteten-Bodenaushubs formulieren wird: · 

• · Anlagenbedingte Auswirkungen

Rel_evante anlagenbedingte Auswirkungen auf d�s Schutzgut0Bo�en" sind nicht zu erwarten .
• Betriebsbedingte Auswirkungen

Relevante betriebsbedingte Auswirkungen auf das Schutzgut "Boden" sind nicht zu erwarten, 
zumal die fast vollständige Versiegelung der PLAZA-Fläche eine weitere Belastung durch den 
Stellplatzbetrieb nahezu ausschließt. 

• Minderungsmaßnahmen

Wie oben angesprochen, werden im Rahmen künftiger Baugenehmigungsverfahren voraus­
sichtlich Nebenbestimmungen über ergänzende Untersuchungen zur Ermittlung des Gefähr­
dungspotentials, über Sanierungsmaßnahmen sowie über die ordnungsgemäße Entsorgung / 
Wiederverwertung von Aushubmaterial fomiuliert werden. Das Anpflanzen von Einzelbäumen 
zwischen den ebenerdigen, randlich angeordneten S_tellplätzen soll dazu beitragen, den An­
stieg der Versiegelung im ·p1angebiet auf das notwendige Mindestmaß zu reduzieren. 

• . Bewertung ·

· Bei einem Vergleich zwischen Bestand und Planung steht der zunehmenden Versiegelung -
bei allerdings sehr hoher Vorbelastung - die Möglichkeit von Sanierungsmaßnahmen im Be­
reich der Altlastenverdachtsflächen im Rahmen künftiger Baugenehmigungsverfahren gegen­
über. Insgesamt dürfte sich für das Schutzgut "Boden" keine wesentliche Verschlechter1;1ng . 
ergeben, so daß die Planung unter diesem Aspekt als umweltverträglich bezeichnet werden 
kann 

. 5.4 Schutzgut "Wasser" 

• Derzeitiger Zustand / Vorbelastung ·

Oberflächengewässer sind im Plangebj_et ebensowenig vorhanden wie oberflächennahe 
Grundwasserleiter. Es.istdavon auszugehen, daß die festgestellten Bodenkontaminationen 
derzeit keine Gefährdung für das Grundwasse� darstellen. 

.. 
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Aufgrund der.zunehmenden Versiegelung wird die Grundwassemeubildungsrate weiter zu­
rückgehen, was allerdings in der gegebenen,Größenordnung als unerheblich anzusehen ist. 
Weitere baubedingte Auswirkungen auf das Schutzgut "Wasser" sind nicht zu erwarten. 

• Anlagenbedingte Auswirkungen

Anlagenbedingte Auswirkungen auf das Schutzgut "Wasser" sind nicht zu erwarten. 

• Betriebsbedingte·Auswirkungen

Betriebsbedingte Auswirkungen a�f das Schutzgut "Wasser'' sind nicht zu erwarten. 

• Minderungsmaßnahmen

Als Minderungsmaßnahme ist lediglich die Freihaltung von Baumscheiben auf den eben­
erdigen Stellplatzflächen anz_usehen, die den Anstieg der Versiegelung reduziert. 

• Bewertung

Die qualitätive Einstufung des oberflächlich abgeleiteten Wassers wird sich gegenüber der 
Vornutzung voraussichtlich nicht ändern. Auch bezüglich der Grundwasserneubildung werden 
sich keine erheblichen Veränderungen ·ergeben, so daß die Planung im Hinblick auf das 
Schutzgut "Wasser" als umweltvert�glich bezeichnet werden kann. 

5.5 Schutz.gut "Luft" 

• Derzeitiger·Zustand / Vorbelastung

Die Luftschadstoff-Untersuchung (MASUCH & OLBRISCH 1999) stützt sich auf die in Abschnitt . 
5.1 dargestellten Betriebsszenarien (unveränderter Markt/ erweiterter Markt) und.geht vom 
sog. Nullfall aus, der eine Prognose für das Jahr 2015 ohne Fachmarktans/edlungen oder 
-erweiterungen beinhaltet Für diesen Prognose-Nullfall werden für angrenzende Wohnge­
biete folgende Gesamtimmissionsbelastungen durch verkehrsbedingte Luftschadstoffe er­
mittelt (Angaben in µg/m3, Jm. = Jahresmittelwert, 98% = 98-Perzentil, Dieselruß und Benzol
jeweils Jahresmittelwerte):

-Rückwärtige Grundstücks­
bereiche Lantziusstraße West

. Östliche Wohnbebauung 
Wassilystr. / Andresenstr. 

Saarbrückenstraße 96-120 

1 .

N02 (Jm.) 

< 52 

.<44 

<48 

• Baubedingte Auswirkungen

N02 (98%) Dieselruß 

< 115 < 7:0 

< 105 < 5.8

< 110 < 6.5 

Benzol 

< 5.2 

< 4.4 

.Angesichts der relativ kurzen Einsatzdauer schwerer Baufahrzeuge können die AuswirkUngen 
des Baustellenbetriebs auf die Luftqualität vernachlässigt werden. 
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Es sind keine ·anl�genbedingten Auswirkungen auf die Luftq4alit�t zu erwarten. 
• 1 • 

• Betriebsbeding*e Auswirkungen 

Wie in der Län,:ttechnischen Untersuchung .wird auch im Luftschadstoff-Gutachten eine Ab­
schätzung zur sicheren Seite hin vorgenommen, indem der Belastungsfall "CITTI / PLAZA / 
IKEA realisiert", hochgerechnet auf das Jahr 2015, betrachtet wird. Diese Prognose ergibt für 
die nahegelegenen Vyohngebiete folgende Gesamtimmissionsbelastungen durch verkehrs­
bedingte Luftschadstoffe (Angaben in µg/m3

, Jn,. = Jahresmittelwert, 98% = 98-Perzentil, 
Dieselruß und Benzol jeweils Jahresmittelwerte): 

Rückwärtige Grundstücks­
bereiche Lar'ltziusstraße West 

Östliche Wohnbebauung· 
Wassilystr. / Andresenstr. 

Saarbrückenstr. 96 - 120

NO., (Jm.) 

< 54 

<44 

< 48 

NO, (98%) Dieselruß 

< 120 < 7.0· 

< 105 < 5.8 

< 110 < 6.5 

Benzol 

<5.4 

< 4.4 

< 4.6 

Im Vergleich zum Prognose-Nullfall ist für die Lantziusstraße eine leichte Zunahme der NO2 -

JJahresmittel und 98-Perzentil) un_d der Benzolbelastung festzustellen, keine Veränderung 
dagegen für die anderen betrachteten Immissionsorte. 

Um einen Anhaltspunkt für die zeitliche Entwicklung der Belastung zu geben, sind nachfol­
gend die Mindestdifferenzen der Belastungswerte zwischen dem lstzustand (1999: hier nicht 
wiedergegeben, da für den Prognosenv·ergleich irrelevant) und dem Prognosefall (2015: alle 
Planungen realisiert) aufgeführt (Angaben ln µg/m3

, Jm. = Jahresmittelwert, 98% = 98-Per­
zentil, Di�selruß und Benzol jeweils Jahresmittelwerte). Ein Minuszeichen bedeutet de(llent-· 
sprechend einen Belastungsrückgang gegenüber dem heutigen Zustand. 

Rückwärtige Grundstücks­
bereiche Lan.tziusstraße West 

.Östliche Wohnbebauung 
· Wassilystr. / Andresenstr.

Saarbrückenstr. 96 „ 120 

NO, (Jm.) 

-4.0

0 

-4.0 

NO, (98%) Dieselruß 

- 2.5 - 0.5

0 . 0 

- 2.5 - 0.5 

Benzol 

- 1.5

- 0.5

- 1.0

Die Luftschadstoff-Untersuchung kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, daß die Zu­
nahmen der Gesan,tbelastungen für .alle untersuchten Schadstoffkomponenten im Untersu­
chungsgebiet selbst bei Realisierung aller Planungen (PLAZA, CITTI, IKEA) sehr gering aus­
fallen, wenn man als Vergleichsbasis den Prognose-Nullfall heranzieht. Betrachtet man zum
Vergleich den heutigen Zustand (1999), ergibt sich für den Prognosefall sogar ein Belastungs­
rückgang .

. • Minderungsmaßnahmen

Soweit es die zur Verfügung stehende Fläche erlau�t. sieht der Bebauungsplan Anpflanzun-

. .



' , 

11 

gen im südwestlichen Randbereich des Plangebiets vor, die einen Teil der Wohnbebauung an 
der Andresenstraß:e zusätzlich abschirmen. Der vorgesehene Umbau des Eingangsbereichs 
Saarbrückenstraße_ und die Optimierung des· Verkehrsflusses durch bestmögliche Regelung 
der Signalzeiten an_ de� beampelten Kreuzungen sind nicht Regelungsgegenstand der Be­
bauungsplanung, wirken aber dennoch mindernd auf die Gesamtimmissionsbelastung der 
betrachteten Wohngebiete. 

• Bewertung

Das Luftschadstoff-Gutachten stellt fest, daß aufgrund der geringen Belastungszu!7ahmen -
insbesondere gegenüber den großräur:nigen Hintergrundbelastungen -· eine Verschlechterung 
der Situation gegenüber dem Prognose-Nullfall nicht zu erwarten ist. 

Folgende Bewertungsgrundlagen wurden herangezogen: 
a) die 22. sowie die 23. BlmSchV (1994 / 1996),
.b) die TA Luft (1986),
c) die Vorsorgewerte des Länderausschusses für Immissionsschutz (1991 ).

Alle der in a) und b) enthaltenen, aktuellen Grenz:.., Immissions- und Prüfwerte werden auch 
künftig eingehalten werden. Lediglich die Vorsorgewerte des LAI für Benzol und Dieselruß 
werden in allen Fällen bereits durch die Hintergrundbelastung überschritten. 

Nach dem Grundsatz, wonach keine Zusatzbelastung mehr zulässig sein darf, wenn vorsor­
gebezogene Richtwerte bere_its durch die Vorbelastung überschritten werden, wäre ein Vor­
haben, das die Immissionsbelastung weiter erhöht, iIT! Rahmen einer UVP als umweltunver­
träglich zu bezeichnen. Im vorliegenden Fall sind jedoch außerdem noch die folgenden Ge­
sichtspunkte zu berücksichtigen: 

• Bei Umsetzung der Planung ergeben sich zwar an zahlreichen Immissionsorten
leichte Mehrbelastungen gegenüber dem Prognose-Nullfall (2015), jedoch liegen
sowohl Prognosefall als auch Prognose-Nullfall z.T. deutlich unter den aktuell (1999)
ermittelten Belastungswerten. Die \_Jrsache hi�rfür ist vor allem in einer künftig ver-
besserten Fahrzeugtechnik zu sehen.

• Die sehr geringen Belastungszunahmen im Prognosefall sind das Ergebnis der Ein­
beziehung aller künftigen Markterweiterungen bzw. -ansiedlungen im Untersuchungs­
gebiet. Der Anteil des durch den PLAZA-Markt allein verursachten Verkehrsaufkom­
mens und der zugehörigen Immissionswirkungen liegt dementsprechend geringer.

Vor dem Hintergrund der"absehbaren realen Immissionsminderung in den kommenden Jah­
ren ist die vorhabenbedingte geringe Erhöhung der Luftschadstoffbelastung für die angren­
ze·nde Wohnbebauung·als bedingt umweltverträglich zu bezeichnen. 

5.6 Schutzgut "Klima" 

• Derzeitiger Zustand /Vorbelastung

Die aktuelle Klimatopkartierung (BÜRO FÖR UMWELTMETEOROLOGIE 1996) weist das Plangebiet 
als Teil des Wohngebiets Hassee-Ost und damit als Siedlungsbereich mit mäßig hoher Ab:­
weichung von angrenzenden Offenlandklimatopen aus.- Insbesondere sind erhöhte Tempe­
raturminima bei Strahlungswetterlagen festzustellen, ein Aspekt, der zusammen mit der luft­
hygienischen Vorbelastung zur Eir:istufung als "Gebiet mit mäßiger bioklimatischer Belastung" 
führt. 
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Es sind keine erheblichen ba_ubedingten Wirkungen auf das Lokalklima zu erwarten.

• Anlagenbedingte Auswirkungen

Als Folge der geringen zusätzlichen Versiegelung sind keine erheblichen anlagenbedingtef") 
Auswirkungen auf das Lokalklima zu erwarten. . . 

• Betriebsbedingte Auswirkungen

Es sind keine erheblichen Auswirkungen des Marktbetriebs und der Rampe.nnutzung auf das 
Lokalklima zu erwarten. 

• Minderungsmaßnahmen

Es sind kei�e _Minderungsmaßnahmen vorgesehen. 

• Bewertung

Da die Planung voraussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf das Lokalklima haben 
wird, ist sie diesbezügiich als umweltverträ_glich zu bezeichnen. 

5.7 Schutzgut "Landschaft" 

Unter,dem Schutzgutbegriff "Landschaft" sind sowohl Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
als auch auf die Funktion der Landschaft als Lebensraum zu behandeln. Angesichts der Lage 
des Plangebiets und der ausführlichen Darstellung in Abschnitt 5.2 wird hier lediglich auf die 

. Aspekte "Stadtbild" und "Biotopverbund" eingegangen. 

• Derzeitiger Zustand / Vorbelastung ·

. Das Erscheinungsbild des Gebiets wird geprägt duch den Waldbestand im Norden, durch den 
�ebäudebestand des PLAZA-Marktes einschließlich der zugehörigen Stellflächen und durch 
die südlich anschließenden Verkehrsflächen an der Grenze zum Gelände des Müllheizkraft� 
werks. Eine positive Wirkung auf das Stadtbild geht derzeit lediglich vom vorhandenen Ge­
hölzbestand (Wald, Schirmgrün PLAZA und Schirmgrün MHKW) aus. 

• Baubedingte Auswirkungen

Während der Bauphase Wird unvermeidbarer Baustellenbetrieb herrschen, der aufgrund sei­
ner zeitlichen Begrenzung keine n�chhaltigen negativen Auswirkungen auf das Stadtbild ha-
ben dürfte.· 

• Anlagenbedingte Auswirkungen

Der Gebäudebestand wird auf den heutigen Stellplatzflächen wesentlich erweitert werden, 
wodurch der Gesamtcharakter des Gebiets als Einkaufszentrum weiter betont wird. An der 
Südseite des Winterbeker Weges wird unter Wegnahme des Pappelaufwuchses und Unter­
brechung der Lindenallee eine weitere Verkehrsfläche geschaffen; gleichzeitig entfällt auf 
diese Weise ein Teil der MHKW-Abschirmung. 

'· 
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• Betriebsbedfogte Auswirkungen

Weder der Marjdbetrieb noch die Rampennutzung werden erhebliche Auswirkungen auf das 
Schutzgut "Landschaft" haben. 

• Minderungsmaßnahmen

Für. das PLAZA-Gelände ist im f3ebauungsplan nach �llen Seiten hin· eine Bepflanzung mit 
abschirmender Funktion vorgesehen. Das Straßenbegleitgrün im Rampenbereich und die 
Anpflanzungen im Randbereich der Stellflächen unterstützen diese Wirkung. Gemäß Festset­
zung sind darüber hinaus alle Gebäudeflächen, die weniger als 25 m· von Wohngebäuden 
entfernt liegen, mit s�ndortgerechten Kletterpflanzen zu beranken. Lage und Beschaffenheit 
der Werbeanlagen werden auf ein umgebungsverträgliches Maß beschränkt. 

·• Bewertung 

Innerhalb· des'Plangebiets wird lediglich dem nördlichen. Gehölzbestand besondere Bedeu­
tung für den innerstädtischen Biotopverbund bzw. ats Bestandteil einer Grünverbindung bei­
gemessen. Das Gesamtbild des Plangebiets wird durch die vorgesehene Nutzung - unter 
Berücksichtigung der Minderungsmaßnahmen - nicht wesentlich verändert, so daß die Pla­
nung in dieser Hinsicht als umweltverträglich zu bezeichnen ist.· 

5.8 Schutzgut "Kultur- und Sachgüter" 

• Derzeitiger Zustand/ Vorbelastung

Im Plangebiet sind taut Denkmalbuch und Denkmaltopographie (LANDESAMT FÜR DENKMAL­
PFLEGE 1995) keine Baudenkmale im Sinne des Denkmalschutzgesetzes vorhanden. In der 
Umgebung sind an einfachen Kulturdenkmalen die Häuserzeilen Saarbrückenstraße 98-140 
und Lantziusstra_ße (ganz) zu nennen. 

• Baubedingte Auswirkungen

Es sind keine erheblichen baubedingten Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter (Erschüt­
terungen o.ä.) zu.erwarten. 

• Anlagenbedingte Auswirkungen

Es sind keine erheblichen anlagenbedi�gten Auswirkungen auf Kulturgüter zu erwarten. 

• Betriebsbedingte Auswirkungen

Es sind keine erheblichen negativen _Folgen des Marktbetriebs und der Rampennutzung auf 
Kultur- und .Sachgüter zu erwarten. 

• Minderungsmaßnahmen

Minderungsmaßnahmen sind nicht erforderlich und nicht vorgesehen. 

• Bewertung

Hinsichtlich der Auswirkungen auf Kultur- und_Sachgüter ist das Vorhaben als umwelt­
verträglich zu bezeichnen. 
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6 · zusammenfassende Darstellung und Bewertung 

Die folgende Zusammenstellung nennt die Bewertung der Umweltauswirkungen im Hinblick 
auf die betrachteten Schutzgüter. · 

Schutzgut 

_Mensch 

Tiere und Pflanzen 

. Boden 

Wasser 

Luft 

Klima 

Landschaft 

Kultur- und Sachgüter 

Bewertung des Vorhabens (mit kurzer Erläuterung) 

. bedingt umweltverträglich 
Lärmpegelminderungen an zahlreichen Immissionsorten. 
Zunahm·e des Verkehrslärms an einigen Punkten oberhalb 
der Richtwerte, jedoch unterhalb oder im Bereich der Wahr­
nehmungsschwelle. Geringer Anteil de� Einkaufszentrums 
gegenüber dem Anteil des nicht anlagenbezogenen Verkehrs. 

bedingt umweltverträglich 
,Großteil des Geländes bereits versiegelt und vegetations­
los, jedoch im südlichen Teil des Plangebiets Unterbrechung 
öer Lindenallee, Verlust des Gehölzbestandes auf der künf-

. tigen Rampenfläche und insb. Verlust von 82 gr'oßkronigen, 
nach städti_scher Satzung geschützten Einzelbäumen. Volle 
Kompensation - z. T. schon im Gebiet - ist gewährleistet. 

umwe ltverträg lieh 
Keine entscheidungserheblichen Umweltauswirkungen. 

umweltverträglich 
Keine entscheidungserheblichen Umweltauswirkungen. 

bedingt umweltverträglich 
Geringe Zunahme der verkehrsbedingten Schadstoffe 
verglichen mit dem Prognose-Nullfall, aber deutliche Ab­
nahme gegenüber heute. Zunahme der Benzolbelastung 
oberhalb der (schon zur Zeit Qberschrittenen) Versorge-· 
richtwerte, jedoch unterhalb der gesetzlichen Prüfwerte. 

umweltverträglich 
Keine entscheidungserheblichen Umweltauswirkungen. 

umweltverträglich 
Keine entscheidungs�rheblichen Umweltauswirkungen. 

umweltverträglich 
Keine entscheidungserheblichen Umweltauswirku_ngen. 

Die jeweilige Einstufung als bedingt umweltverträglich erfolgt 
a) aufgrund der Umsetzung von Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen, die

umweltunverträgliche Auswirkungen der Planung verringern und die sich zum Teil
bereits aus dem Bebauungsplan ergeben (Gehölzpflanzurigen), ·

b) aufgrund der jeweils.- im Verhältnis zur Vorbelastung - geringen Zusatzbelastung
(z.B. bei Lärmpegelerhöhungen unterhalb·der Wahrnehmungsschwelle).

Die gutachterlichen Prognosen über die Umweltauswirkungen des künftig steigenden Ver­
kehrsaufkommens t;>asieren aufder Annahme der Realisierung aller anstehenden Planungen 
im Gebiet (PLAZA, CITTI, IKEA),· woraus sich ·eine Abschätzung zur sicheren Seite hin ergibt. 

, ,  . 
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